es 1 
Amts-Blatt 
der Königl. Preuß. Regierung zu Frankfurt O. 


M26. Frankfurt a. O., den 26. Juni. 2867. 


Geſetz⸗Sammlung für die Königlichen Preußiſchen Staaten pro 1867. 


Nr. 51. enthält: (Nr. 6677.) Verordnung, betreffend die Organiſation der Landgendarmerie in den neu⸗ 
erworbenen Landestheilen. Vom 23. Mat 1867. 

Nr. 52. enthält: (Nr. 6678.) Verordnung, betreffend die Feſtſtellung des Finanz⸗Etats für die im §. 1 
unter Nr. 5. bis 9. des Geſetzes vom 24. Dezember 1866 (Geſetz⸗Samml. S. 876) 
bezeichneten ehemals Großherzoglich Heſſiſchen Gebietstheile, auf das Jahr 1867. Vom 
28. Mai 1867. 

(Nr. 6679.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der Umwandlung des Dan⸗ 
ziger Sparkaſſenvereins in eine Aktlengeſellſchaft unter der Firma: „Danziger Sparkaſfen⸗ 
Aktienverein“ mit dem Sitze zu Danzig. Vom 24. Mai 1867. } a 

(Nr. 6680.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchſte Genehmigung der unter der Firma: 
„Rheiniſch⸗Weſtfäliſcher Lloyd, Transportverſicherungs - Aktiengeſellſchaft“ mit dem Sitze zu 
M. Gladbach errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 3. Juni 1867. N 

Nr. 53. enthält: (Nr. 6681.) Statut des Perleberger Wieſenverbandes. Vom 13. Mai 1867. 

(Nr. 6682.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Jun 1867, betreffend die Aufhebung der Schlacht“, 
Flelſch⸗ und Mehl⸗Acciſe im vormals Heſſen⸗Homburgiſchen Amte Homburg. 

(Nr. 6683.) Verordnung, betreffend die Ausdehnung der Wirkſamkeit der General⸗Brandlaſſe zu 
Kaſſel auf die Bezirke Gersfeld, Orb und Vöhl. Vom 1. Juni 1867. 5 

Nr. 54. enthält: (Nr. 6684.) Verordnung, betreffend eine Ergänzung des Hannoverſchen Geſetzes über 
die Verhältniſſe der Königlichen Diener vom 24. Juni 1858. Vom 27. Mai 1867. 

(Nr. 6685.) Verordnung, betreffend die Beſteuerung, der Bergwerke im Gebiete des vormaligen 
Herzogthums Naſſau, der vormals Großherzoglich Heſſiſchen Landestheile und der vor⸗ 
ar a all Heſſen⸗Homburg, einſchließlich des Oberamtsbezirls Meiſenheim. Vom 
1. Juni 1867. 

(Nr. 6686.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen des 
Danziger Landkreiſes im Betrage von 70,000 Thalern II. Emiſſion. Vom 6. Mal 1867. 

(Nr. 6687.) Allerhöchſter Erlaß vom 13. Mai 1867, betreffend die Verleihung des Rechts an 
die Stadt Teltow, im Regierungsbezirk Potsdam, zur Erhebung eines Chauſſeegeldes für eine 
halbe Meile nach dem doppelten Betrage der in dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840 beſtimmten Sätze für die Teltow⸗Zehlendorfer Chauſſee auf fernere fünf Jahre. 

Nr. 55. enthält: (Nr. 6688.) Geſetz wegen Ausführung des Geſetzes vom 28. September 1866. (Ge⸗ 
ſetzzamml. für 1866 Seite 607), betreffend den durch den Krieg von 1866 hervorgerufenen 
außerordentlichen Geldbedarf der Militair⸗ und Marine⸗Verwaltung und die Dotirung des 
Staatsſchatzes. Vom 31. Mai 1867. 

(Nr. 6689.) Statut des Deutſch⸗Wartenberger Deichverbandes. Vom 6. Mai 1867. 


B. e aß n unt ua chung: 
betreffend die gte Verlooſung der fünfprozentigen Staats- Anleihe vom Jahre 1859. 
In der am heutigen Tage öffentlich bewirkten Verlooſung von Schuldverſchreibungen der fünfpro⸗ 
zentigen Preuß. Staatsanleihe vom Jahre 1859 find die in der Anlage verzeichneten Nummern gezogen worden. 
Dieſelben werden den Beſitzern mit dem Bemerken gekündigt, daß die in den ausgelooſten Nummern 
verſchriebenen Kapitalbeträge vom 2. Januar 1868 ab täglich, mit Ausſchluß der Sonn⸗ und Feſttage 
und der zu den monatlichen Kaſſen⸗Reviſionen nöthigen Zeit, in den Vormittagsſtunden von 9 bis 1 Uhr 
bei der Staatsſchulden » Tilgungskaſſe hierſelbſt, Oranienſtraße 94, gegen Quittung und Rückgabe der 
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Schuldverſch reibungen mit den dazu gehörigen, erſt nach dem 2. Januar 1868 fälligen Zinscoupons nebſt 
Talons, baar in Empfang zu nehmen find. 

Die Einlöſung der Schuldverſchreibungen kann auch bei den Königlichen Regierungs⸗Haupfkkaſſen, ſo⸗ 
wie bei der Haupt⸗Steueramtskaſſe in Frankfurt a. M., der Haupt⸗Staatskaſſe in Caſſel, der Staatskaſſe 
in Wiesbaden, der Generalkaſſe in Hannover und der Schleswig Holſteinſchen Hauptkaſſe in Rendsburg 
bewirkt werden. Zu dieſem Zwecke ſind die Schuldverſchreibungen nebſt Zubehör einer dieſer Kaſſen ein⸗ 
zureichen, welche ſie hier zur Prüfung vorlegen und ihre Auszahlung nach dem Rückempfange beſorgen wird. 

Der Geldbetrag der etwa fehlenden, unentgeltlich mitabzuliefernden Zinscoupons wird von dem zu 
zahlenden Kapitale zurückbehalten. N 

Formulare zu den Quittungen werden von den gedachten Kaſſen unentgeltlich verabreicht. 

Die Staatsſchulden-Tilgungskaſſe lann ſich in einen Schriftwechſel mit den In⸗ 
habern der Schuldverſchreibungen über die Zahlungsleiſtung nicht einlaſſen. Zugleich 
werden die Inhaber der in der Anlage bezeichneten, nicht mehr verzinslichen Schuldverſchreibungen 
der vorbezeichneten Anleihe ſowie der Anleihe vom Jahre 1856, welche in den früheren Verlooſungen (mit 
Ausſchluß der am 3. Dezember v. J. ſtattgehabten) gezogen, aber bis jetzt noch nicht realiſirt ſind, au die 
Erhebung ihrer Kapitalien erinnert. N 

In Betreff der am 3. Dezember v. J. ausgelooſten und zum 1. Juli d. J. gekündigten Schuldver⸗ 
ſchreibungen wird auf das an dem erſteren Tage bekannt gemachte Verzeichniß Bezug genommen, welches 
bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen, den Kreis-, den Steuer- und den Forſtkaſſen, den Kämmerei⸗ und anderen 
größeren Kommunal⸗Kaſſen ſowie auf den Büreaur der Landräthe und Magtiſtrate zur Einſicht offen liegt. 

Berlin, den 6. Juni 1867. Haupt » Verwaltung der Staatsſchulden. 
von Wedell. Löwe. Meinecke. 5 

Vorſtehende Bekanntmachung wird mit dem Bemerken zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß bie 
verlooſten Schuldverſchreibungen der fünſprocentigen Staats⸗Anleihe vom Jahre 1859 mittelſt Schreibens, 
worin biefelben nach Littern, Nummern und Kapitalbeträgen verzeichnet werden müſſen, unſerer Hauptkaſſe 
zum 2. Januar 1868 einzureichen ſind. 5 k 

Die Hauptkaſſe wird demnächſt den Intereſſenten ein Quittungsformular über den Kapitalbetrag zur 
Vollziehung überſenden und nach deren Rückempfang Zahlung leiſten. 

Frankfurt a. O., den 19. Juni 1867. Königliche Regierung. v. Nordenflycht. 


Verordnungen und Bekanntmachungen der Königlichen Regierung zu Frankfurt a. O. 


1. Strom- Polizel » Verordnung. Unter dem 4. Februar 1865 iſt zum Zwecke der Regelung der 
Schifffahrt und des Flößerel⸗Betriebes auf der Oder eine Strom⸗Polizei⸗Verordnung erlaſſen (Amtsblatt 
de 1865 Seite 59), von welcher ſpäter durch die im Amtsblatt de 1866 Seite 3 publiclrie Verordnung 
vom 20. December 1865 die SS. 18 und 23 ſuspendirt worden find. Nachdem nunmehr die gegen dieſe 
Paragraphen erhobenen Bedenken allſeitig geprüft worden, werden dieſelben auf Grund des §. 11 bes 
Geſetzes vom 11. März 1850 über die Polizei⸗Verwaltung in folgender Faſſung und mit dem Bemerken 
wieder in Kraft geſetzt, daß ihre Gültigkeit mit der nächften Schifffahrts⸗ Periode, und zwar mit dem 

1. Januar 1868 beginnt. 5 

8. 18. Die Holzflöße, mit welchen die Oder befahren wird, müſſen dauerhaft verbunden und ſowohl 
an dem obern, als an dem untern Ende mit einem ſtarken Steuerruder, außerdem aber auch mit den zur 
Verankerung nöthigen Vorrichtungen verſehen ſein. Sie dürfen nicht über 20 Fuß Breite haben und 
müſſen mit wenigftens zwei Mann beſetzt fein. Beträgt jedoch die Länge eines Floßes mehr als Zwei⸗ 
hundert Fuß, ſo muß für jede weiteren Einhundert Fuß die Floßmannſchaft um einen Mann verſtärkt werden. 

8. 23. Flößer ſowohl, als Schiffer, mit Ausnahme der ſtromabfahrenden Dampfſchiffe, wenn ſie 
Kähne neben ſich ſchleppen, dürfen weder zwei⸗ noch mehrfach neben einander gekoppelt werden, noch dicht 
neben einander fahren, ſondern müſſen auf einander folgend die Waſſerſtraße benutzen. — Ein Jeder, 
welcher gegen biefe Vorſchriften ſich vergeht, hat die im $. 28 der Verordnung vom 4. Februar 1865 
angedrohte Strafe bis zu 10 Thlr. Geldbuße, oder 8 Tagen Gefängniß verwirkt. 

Frankfurt a. O., den 14. Juni 1867. 

II. Die Lebens⸗ und Penſions⸗Verſicherungsgeſellſchaft „Janus“ in Hamburg (vergl. Amtsblatts⸗ 
bekanntmachung vom 30. Dezember 1854 — Amtsblatt de 1855 Nr. 2 Seite 11) hat ſich den bei der 
Zulaſſung auswärtiger Verſicherungs⸗Geſellſchaften in Preußen zur Anwendung kommenden nachſtehenden 
Bedingungen unterworfen: 
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1) Jede Veränderung der bei der Zulaſſung gültigen Statuten muß bei Verlust der Coneeſſion 
annegeigt und, ehe nach berfelben verfahren werden darf, von der Preußiſchen Staats - Regierung geneh⸗ 
migt werden. 

2) Die Veröffentlichung derſelben erfolgt durch die Amtsblätter auf Koſten der Geſellſchaft. 

3) Die Geſellſchaft hat wenigſtens au einem beſtimmten Orte in Preußen eine Hauptniederlaſſung 
mit einem Geſchäftslokale und einem dort domicilirten Generalbevollmächtigten zu begründen und alljährlich 
dem Herrn Miniſter des Innern neben dem Verwaltungsberichte eine Generalbilanz und eine ausführliche 
Ueberſicht der im verfloſſenen Jahre in Preußen betriebenen Geſchäfte einzureichen. Die Bilanz und die 
Ueberſicht find alljährlich durch den Staatsanzeiger auf Koſten der Geſellſchaft bekannt zu machen. 

4) Durch den Generalbevollmächtigten und von dem inländiſchen Wohnorte deſſelben aus, ſind alle 
Verträge der Geſellſchaft mit den Inländern abzuſchließen. Die Geſellſchaft hat wegen aller aus ihren 
Geſchäften mit Inländern entſtehenden Verbindlichkeiten, je nach Verlangen des inländiſchen Verſicherten. 
entweder in dem Gerichtsſtande des Generalbevollmächtigten oder in demjenigen des Agenten, welcher die 
Verſicherung vermittelt hat, als Beklagte Recht zu nehmen und dieſe Verpflichtung in jeder für einen In⸗ 
länder aus zuſtellenden Verſicherungspolice ausdrücklich auszuſprechen. 

Sollen die Streitigkeiten durch Schledsrichter geſchlichtet werden, jo müſſen dieſe Letzteren mit Ein⸗ 
ſchluß des Obmannes Preußiſche Unterthanen ſein. Frankfurt a. O., den 18. Juni 1867. 

III. Die ſeit 1831 beſtehende „Hannoverſche Lebensverſicherungs⸗Anſtalt zu Hannover“, deren 

(tevibirte) Statuten unterm 7. Juli 1862 die ſtaatliche Genehmigung erhalten haben, iſt durch Conceſſion 

vom 4. d. M., als zum Geſchäftsbetriebe in den Preußiſchen Staaten berechtigt, anerkannt worden. 
Frankfurt a. O., den 15. Juni 1867. 

EV. WMilttelſt Circular⸗ Verfügung vom 30. Juli 1859 — II. 798 Juli 1859 — haben wir den 
Herren Kreis - Schulinſpectoren eine Anzahl Exemplare der Schrift: „Kleine Ermahnung zum Schutz 
nützlicher Thiers“ von Dr. Gloger zur Vertheilung an Elemenkarſchulen zugehen laſſen und dabei die 
Erwartung ausgeſprochen, daß dieſe Schrift nicht nur eine ſehr nützliche Ergänzung des naturkundlichen 
Unterrichts abgeben, ſondern die Lehrer auch in den Stand ſetzen werde, unter der ländlichen Bevölkerung 
zur Verbreitung und Beachtung der darin enthaltenen Belehrungen und Mahnungen beizutragen. 

Der Inhalt dieſer Schrift, namentlich ſoweit er ſich euf die Schonung der nützlichen Vögel bezieht, 
findet indeß noch immer nicht die gehörige Beachtung. Auf Anordnung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 
lichen, Unterrichts⸗ und Mebizinal - Angelegenheiten weiſen wir deshalb wiederholt auf dieſen Gegenſtand 
bin, und erwarten, daß die Lehrer dem Wegfangen nützlicher, das Ungeziefer vertilgender Vögel und ins⸗ 
beſondere dem Plündern der Neſter derſelben Seitens der Schuljugend kräftig entgegenwirken werben. 

Die Erreichung dieſes Zweckes wird indeß weſentlich durch wiederholte und eingehende Belehrung in 
den Elementarſchulen über den Nutzen diefer Thiere und durch eindringliche Ermahnungen zur Schonung 
derſelben gefördert werden. Wir machen es deshalb den Lehrern zur Pflicht, beim Beginn der Sommer⸗ 
ſchule immer einige Stunden dazu zu verwenden, den Inhalt der oben genannten Schrift der Jugend zum 
Verſtändniß zu bringen. Die Herren Lokal⸗Schulinſpektoren aber haben im Mai jeden Jahres über den 
beregten Gegenſtand von den Lehrern mit den Schulkindern elne Prüfung abhalten zu kaſſen, um ſich von 
der gründlichen Behandlung deſſelben zu überzeugen. Bei den Schul⸗Reviſionen der Herren Kreie⸗Schul⸗ 
inſpectoren hat ſich in Zukunft die Prüfung jedesmal auch auf dieſen Gegenſtand zu erſtrecken, und der 
Vermerk, daß und mit welchem Exfolge dies geſchehen ſei, iſt in die bezügliche Verhandlung aufzunehmen. 
6 Zugleich ſind die Leiter der Diſtriets⸗Lehrerconferenzen zu veranlaſſen, von dem Inhalte unſerer Ver⸗ 
fügung den Lehrern Kenntalß zu geben, ferner noch im Laufe dieſes Jahres über die qu. Schrift des 
Dr. Gloger von einem Conferenz⸗Mitgliede ein Refecat geben zu laſſen, und den Gegenſtand demnächſt 
zur Berathung zu ftellen. ‘ 

Wir begen die Erwartung, daß die Herren Schulreviſoren und Lehrer gern, bereit ſein werden, den 
ſowohl für die Landwirthſchaft, als auch für die ſittliche Bildung der Jugend wichtigen Zweck, den die 
augeführte Schrift verfolgt, auf alle Weiſe zu fördern, und daß namentlich die Herren Schulinſpectoren 
Veranlaſſung nehmen werden, bei Schulreviſtonen der Jugend die Schonung ber Vögel eindringlich an 
das Herz zu legen. Frankfurt a. O., den 14. Juni 1867. g ! 

Nachdem der unter c. im $. 1 des vorläufigen Gebührentarifs vom 28. Juni 1865 zur 
Bezahlung der Behufs Fortſchreibung der Grundſteuerbücher und Kar n in den ſechs öſtlichen Provinzen 
auszuführenden Vermeſſungsarbeiten feftgeftellte Gebührenſatz von 3 Sgr. ſich als eine ausreichende Ent⸗ 
ſchädigung für die mit der Ausführung der bezüglichen Arbeiten verbundenen Auslagen und Leiſtungen 
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nach den nunmehr geſammelten umfangreichen Erfahrungen nicht erwieſen hat, genehmige ich, daß biefer 
Satz, ſoweit ein Bedürfniß hierzu vorhanden, hinfort auf den Betrag von 5 Sgr. erhöht werden kann. 
Berlin, den 30. Mai 1867. Der Finanz⸗Miniſter. (gez.) von der Heydt. 

Vorſtehendes wird im Anſchluß an die dieſſeitige Bekanntmachung vom 29. Juli 1865 (Amtsblatt 

Nr. 31) hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Franlfurt a. O., den 12. Junt 1867. 

VI. Die durch die Ausführung der Untervertheilung der Grundſteuer in den ſechs öſtlichen Pro⸗ 
vinzen des Staates entſtandenen Koſten, welche einſtweilen aus der Staatskaſſe vorgeſchoſſen worden, ſollen 
nach Vorſchrift des §. 31 des Geſetzes über die definitive Untervertheilung der Grundſteuer vom 8. Februar 
d. J. (Geſetz⸗Sammlung für 1867, Seite 185 folg.) nach Maßgabe der Grundſteuer⸗Veranlagung binnen 
einer Friſt von zehn Jahren nach der näheren, dieſerhalb vom Finanzminiſter zu erlaſſenden Anweiſung 
nach und nach wieder eingezogen und der Staatskaſſe erſtattet werden. 2 

In Folge deſſen beſtimme ich, daß mit der Einziehung der fraglichen Koſten vom 1. Januar 1868 
ab vorgegangen werde, bergeftalt, daß dieſelben 

a. theils in der Form von Beiſchlägen zu der von den grundſtenerpflichtigen Grundſtücken zu entrich⸗ 
tenden Grundſteuer erhoben, 

b. theils den ertragfähigen grundſteuerfreien Grundſtücken, ſoweit dieſelben ſich im Eigenthume des 
Staats befinden, in verhältnißmäßigem Antheile zur Laſt geſchrieben werden. 

Den zu a. gedachten Beitrag ftelle ich für das Jahr 1868 und für die dortige Provinz, beziehungs⸗ 
weiſe den dortigen Regierungsbezirk auf 12 Pfennige für jeden Thaler Grundſteuer hierdurch feſt. 

Die Königliche Regierung wolle dieſen Beiſchlag in den Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗Heberollen für 
das Jahr 1868 nach den Vorſchriften im §. 12 der Erhebungs-Anweiſung (IV.) vom 17. Januar 1865 
von den Fortſchreibungsbeamten berechnen und denſelben gleichzeitig mit der Grundſteuer nach Maßgabe 
der für die Erhebung ꝛc. der letzteren beſtehenden Vorſchriften in monatlichen Raten durch die Ortserheber 
einziehen laſſen. 

Berlin, den 7. Juni 1867. Der Finanz⸗Miniſter. Im Auftrage: gez. Bitter. 
An die Königliche Regierung zu Frankfurt a. O. I. 8705. II. 7436. IV. 3312. 

Vorſtehendes Miniſtertal⸗Reſcript wird hierdurch für die Beamten unſeres Reſſorts zur Nachachtung 

und für das betheiligte Publikum zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 17. Juni 1867. 

VII. Nachdem durch die Verordnung vom 11. Mat d. J. wegen Erhebung der Steuer vom inlän⸗ 
diſchen Taback in den Regierungsbezirken Wiesbaden und Kaſſel u. ſ. w. (Geſetz⸗ Sammlung Seite 661) 
vom 1. Juli d. J. ab die Beſteuerung des inländiſchen Tabacks auch in denjenigen Theilen der gedachten 
Regierungsbezirke, in welchen ſie bisher nicht beſtand, eingeführt worden iſt, wird auf Grund des Art. 11 
Nr. II. §. 3. d. des Vertrages vom 16. Mai 1865, die Fortdauer des Zoll⸗ und Handelsvereins betref⸗ 
fend (Geſetz⸗Sammlung Seite 641) hierdurch beſtimmt, daß vom 1. Juli d. J. an die Uebergangs⸗Ab⸗ 
gabe von Tabacksblättern und Tabacksfabrikaten im Betrage von 20 Sgr. für den Centner allgemein von 
denjenigen Tabacksblättern und Tabacksfabrikaten zur Erhebung gelaugen ſoll, welche aus den Königreichen 
Balern und Württemberg ſowie aus den Großherzogthümern Baden und Heſſen nach den Regierungs⸗ 
bezirken Wiesbaden und Kaſſel übergeführt werden. Berlin, den 20. Juni 1867. 

III. 11,695. Der Finanz⸗Miniſter. gez. v. d. Heydt. 

Vorſtehender Erlaß wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 

Frankfurt a. O., den 24. Juni 1867. 

VIII. Auf Grund Allerhöchſten Erlaſſes vom 7. d. M. wird hierdurch für die Zeit vom 1. Juli 
d. J. bis 1. Juli 1868, während welcher nach §. 3 der Verordnung vom 11. v. M. wegen Beſteuerung 
des Branntweins in ben neuen Landestheilen (Geſetzſammlung Seite 633 die Maiſchbottigſteuer in 
demjenigen Theile des Regierungsbezirks Caſſel, welcher aus dem ehemaligen Kurfürſtenthum Heſſen, 
mit Ausſchluß der Grafſchaft Schaumburg und des Kreiſes Schmalkalden, beſteht, nach geringeren als 
den geſetzlich allgemein beſtehenden Sätzen zur Erhebung gelangt, die Uebergangs⸗Abgabe für den aus 
andern Theilen des Zollvereins eingehenden Branntwein auf 4 Thlr. für die Preußiſche Ohm bei 50 % 
Alkohol nach Tralles und die bei der Branntwein⸗ Ausfuhr zu gewährende Steuervergütung auf 8 Pfen⸗ 
nige für ein Quart Branntwein von 50 % nach Tralles feſtgeſetzt. 

Im Uebrigen bewendet es auch nach dem 1. Juli d. J. in den Reglerungsbezirken Caſſel und Wies⸗ 
baden, ſowie im Bereiche des vormaligen Königreichs Hannover bis zum Erlaß der Anordnungen, welche 
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in nächſter Zelt hinſichtlich der Uebergangs ⸗ Abgaben und der Steuer ⸗ Vergütungen bei dem Verkehr mit 
Branntwein, Bier und Taback ergehen werden, einſtweilen noch bei den daſelbſt dieſerhalb beſtehenden 
Vorſchriften. Berlin, den 15. Juni 1867. Der Finanzminiſter. gez. v. d. Heydt. 
Vorſtehender Erlaß wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 21. Juni 1867. 
IX. Die Anmeldung der mit Taback bepflanzten Ackerflächen betreffend. 

Mit Hinweiſung auf den §. 1 der bei den Gemeindebehörden ſich befindenden Anweiſung, d. d. Bere 
lin, den 30. Auguſt 1828, 

betreffend die Controlirung und Erhebung der Tabacksſteuer, 
wird hierdurch in Erinnerung gebracht, daß alle die Perſonen, welche im Laufe dieſes Jahres eine Grund⸗ 
fläche von ſechs und mehr Quadratruthen mit Taback bepflanzen, geſetzlich verpflichtet ſind, vor Ablauf 
des Monats Juli cr. die bepflanzten Grundstücke einzeln nach ihrer Lage und Größe in Morgen und 
Quadratruthen demjenigen Steueramte genau und wahrhaft anzumelden, in deſſen Bezirk die Anpflan⸗ 
zung erfolgt iſt. 

Jeder Tabackspflanzer hat ſich daher von der Größe des mit Taback bepflanzten Ackers Ueberzeugung 
zu verſchaffen, bevor er die Anmeldung bei dem Steueramte bewirkt, indem unrichtige Angaben gleich den 
bis zum 31. Juli cr. incl. unterlaſſenen Anmeldungen, Beſtrafung nach ſich ziehen. 

Die Anmeldungen können a. mündlich, b. ſchriftlich geſchehen. In dem Falle zu a. nimmt das 
Steueramt die mündliche Angabe in ein gedrucktes Deklarationsformular auf, und läßt daſſelbe durch den 
Deklaranten unterſchreiben, oder, falls derſelbe nicht ſchreiben kann, unterkreuzen und die Unterfveuzung 
von einer andern Perſon beſcheinigen. - 

Im Falle zu b. hat der Steuerpflichtige ſich ein Deklarationsmuſter entweder von der Ortsbehörde 
oder von dem Steueramte gratis zu erbitten, daſſelbe auszufüllen, zu vollziehen und dem Steueramte vor 
dem 1. Auguſt cr. zu überreichen. 

Laßt der Steuerpflichtige das von der Ortsbehörde oder von dem Steueramte empfangene Muſter 
jedoch von einem Andern ausfüllen, ſo muß, bevor die Anmeldung dem Steueramte übergeben wird, deren 
Beglaubigung durch den Gemeindevorſteher oder deſſen Stellvertreter geſchehen. 0 

Anpflanzungen unter 6 Quadratruthen ſind zwar geſetzlich von der Anmeldung befreit, in⸗ 
deſſen ſcheint dieſelbe doch räthlich, weil — wenn die Anpflanzung ſpäter zu 6 Ruthen oder darüber ver⸗ 
meſſen wird und die Anmeldung erfolgt iſt — nur eine Ordnungsſtrafe, dagegen wenn ſie nicht bewirkt 
iſt, die Defraudationsſtrafe eintritt. 

Schließlich wird noch ausdrücklich darauf aufmerkſam gemacht, daß auf eine weitere ſpecielle Auffor⸗ 
derung zur rechtzeitigen Einreichung der Tabacksſteuer⸗Deklarationen durch die Steuerämter oder Gemeinde⸗ 
Beamten nicht zu rechnen, auch von den Tabackspflanzern nicht außer Acht zu laſſen ift, ſich zur Legiti⸗ 
mation über die rechtzeitige Abgabe ihrer Deklarationen mit den deshalb ſteueramtlich zu ertheilenden Be⸗ 
ſcheinigungen zu verſehen und daß namentlich die alleinige Anmeldung bei der Ortsbehörde nicht genügt, 
den Anpflanzer von den geſetzlichen Folgen zu befreien, wenn derſelbe nicht dafür Sorge trägt, daß die 
Anmeldung wirklich rechtzeitig bei den Steuerbehörden eingereicht wird, indem das Geſetz vom 29. März 
1828 §. 5 die Anmeldung bei der Steuerbehörde nicht aber bei der Gemeindebehörde vorſchreibt. 

Frankfurt a. O., den 24. Juni 1867. 


Bekanntmachung des Königlichen Appellattonsgerichts zu Frankfurt a. O. 


Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht, daß die Erndteferien bei den Gerichten vom 
21. Jun bis zum 31. Auguſt ftattfinden. Während der Ferienzeit ruht in Gemäßheit der Fecien⸗Ordnung 
vom 16. April 1850 der Betrieb aller nichtſchleunigen Sachen, ſowohl in Bezug auf die Abfaſſung 
der Erkenntniſſe, als auf die Dekretur und die Abhaltung der Termine. Die Parteien und Rechts ⸗An⸗ 
wälte haben ſich daher während der Ferien in dergleichen Sachen aller Anträge und Geſuche zu enthalten. 

leunige Anträge müſſen als ſolche begründet und als „Ferienſache“ bezeichnet werden. Gehen andere 
Anträge und Geſuche ein, ſo werden ſie zwar präſentirt und in das Journal eingetragen, die Gerichte 
ſind jedoch nicht verpflichtet, dieſelben während der Ferien zu erledigen. 

Frankfurt a. O., den 15. Juni 1867. 


, Bekanntmachung. 
Die Beamten der Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗ Verwaltung in den ſechs öſtlichen Provinzen ſollen 
ginfort denſelben Amts⸗Charakter führen, wie die Beamten der gleichen Dienſt⸗Categorie in den Provinzen 
Rheinland und Weſtfalen. Es iſt daher der Charakter: 
a) als Kataſter⸗Inſpektor dem Vorſteher des Grund⸗ und Gebäudeſteuer⸗Büreaus bei der König⸗ 
lichen Reglerung, welcher bisher den Charakter als Obergeometer führte; 
b) als Ka taſter⸗Sekretair dem in dieſem Büreau angeſtellten Sekretair; 
90 als Kataſter⸗Kontroleur den in den Kreiſen angeſtellten Fortſchreibungsbeamten; f 
) als Katafter- Affiftent denjenigen Supernumeraren, welche als Aſſiſtenten in dem zu a. ge⸗ 
nannten Büreau oder bei einigen Fortſchreibungsbeamten, denen wegen des außergewöhnlich großen 

Umfangs ihres Amtsbezirks, eine ſolche Arbeltshülfe zugetheilt worden, fungiren; 

e) als Kataſter⸗Supernum erare den übrigen Supernumeraren der Grund⸗ und Gebäubefteuer- 
Verwaltung, beizulegen, den zu a, b. und c. genannten Beamten jedoch nur dann, wenn fie für die 
betreffende Dienſtſtelle definitiv ernannt worden ſind, ꝛc. 

Berlin, den 8. Juni 1867. Der Finanz⸗Miniſter. J. A.: gez. Bitter. 
Vorſtehendes und daß ſämmtliche Fortſchreibungsbeamten im dieſſeitigen Bezirke, namentlich 1) v. Collas 
zu Croſſen a. O., 2) Krauſe zu Frankfurt a. O., 3) Lehmann zu Cottbus, 4) Reichardt zu Königsberg i. N., 
5) Lehmann zu Luckau, 6) Schäfer zu Sorau, 7) Koch zu Guben, 8) Schulz zu Landsberg a. W., 
9) Eisleben zu Soldin, 10) v. Hartmann zu Calau, 11) Grabert zu Arnswalde, 12) Herfarth zu Züllichau, 
13) Fuß zu Friedeberg l. N., 14) Koſack zu Droſſen und 15) Deutſch zu Lübben zu Katafter-Contro- 
leuren definitiv ernannt und als ſolche mit der Verwaltung der ihnen bisher commiſſariſch übertragen 
geweſenen Aemter auch ferner betraut worden, wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 
Frankfurt a. O., den 24. Juni 1867. n Königliche Regierung. 


Perſonal⸗ Chronik. 

Zum Vorſteher des Grund ⸗ und Gebäudeſteuer⸗Büreaus der Königlichen Regierung ift der bisherige 
Verwalter dieſer Stelle, Obergeometer Demmler unter Beförderung zum Kataſter⸗Inſpector, definitiv 
ernannt worden. . 

Zum Secretair in dem Grund» und Gebäudeſteuer-Büreau der Königlichen Regierung ift der bisher 
mit der kommiſſariſchen Verwaltung der Stelle betraute Herr Meyer, unter Ernennung zum Kataſter⸗Se⸗ 
cretair, von mir heute ernannt worden. f 

Frankfurt a. O., den 21. Juni 1867. Der Regierungs⸗Präſident. v. Nordenflycht. 

Der Schulamtscandidat Theodor Hermann Schaefer iſt als ordentlicher Lehrer an dem Gymnaſium 
zu Cottbus angeſtellt worden. = 

Der Ober⸗Stabs⸗Arzt a. D., praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Carl Louis Schind⸗ 
ler und der praktiſche Arzt, Wundarzt, Geburtshelfer und Aſſiſtenzarzt Dr. Carl Leopold Kolbe haben ſich 
in Cotthus niedergelaſſen. Der praktiſche Arzt, Wundarzt und Geburtshelfer Dr. Gottwald Theodor 
Weickert iſt von Peitz nach Genthin gezogen. 


Vermiſchte Nachrichten. 


(1) Denjenigen Rentepflichtigen, welche ihre an die Rentenbank zu entrichtenden Renten zum 
31. März er. durch Kapttalzahlung ganz oder theilweiſe abgelöſet haben, wird hierdurch bekannt gemacht, 
daß die von uns in Gemäßheit des §. 27 des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2 März 1850 ausgefertigten 
Entlaſtungsquittungen den betreffenden Kreis⸗Kaſſen zugeſandt worden ſind, um ſolche, ſoweit ſie die Ab⸗ 
löfung voller Renten betreffen, den zuſtändigen Gerichten, Behufs der koſtenfreien Löſchung des Vermerks 
der Rentepflicht im Hypothekenbuche und demnächſtigen Ausreichung an die Intereſſenten zuzuſtellen, in 
Fällen der Ablöſung von Theilrenten dagegen Denjenigen unmittelbar auszureichen, welche die Kapital⸗ 
zahlung geleiſtet haben. Berlin, den 17. Mai 1867. 

Königliche Direction der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. (gez.) Heyder. 

(2) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 9. März 1866 präſentirten 
Antrages auf Erweiterung der einzelnen Felder Frankfurt und Clieſtow des laut Urkunde vom 14. No⸗ 
vember 1864 conſolidirten Bergwerkes Clieſtow in den Gemeinden Wulkow, Clieſtow und Booßen, im 
Kreiſe Lebus des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. im Oberbergamtsbezirke Halle, wird gemäß §. 215 
des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Gewerkſchaft dieſes Bergwerks das Bergwerks⸗ 
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eigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten Situationsriſſe angegebenen Grenzen 
1) A B E F A einen Flächeninhalt von 262,299,5 O. Ltr. umfaſſend zur Erweiterung des Feldes 
Frankfurt, 2) A B C D 4 einen Flächeninhalt von 262,299,5 Q.⸗Ltr. umfaſſend, zur Erweiterung des 
Feldes Clieſtow, zuſammen einen Flächeninhalt von 524,599 Quadratlachtern umfaſſend, zur Gewinnung 
der in dieſen Feldern vorkommenden Braunkohlen verliehen und der geſammte Flächeninhalt des Einzel⸗ 
feldes Frankfurt von 237,698,6 auf 499,998, Q.⸗Ltr., des Einzelfeldes Clieſtow von 237,69 7,53 auf 
499,997,03 QO.⸗Ltr. und des conſolidirten Bergwerks Clieſtow von 475,396,13 Q.⸗Ltr. geſchrieben: Vier⸗ 
hundertfünfundſiebzigtauf enddreihundertſechsundneunzigdreizehnhundertel Quadratlachtern auf 999,995,183 Q.⸗Itr. 
geſchrieben: Neunhundertneunundneunzigtauſendneunhundertfünfundneunzigdreizehnhundertel Quadratlachtern 
hierdurch erweitert,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situations⸗ 
riß bei dem Königlichen Revierbeamten zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf die 
Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hlerdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. Halle a. S., den 31. Mat 1867. - Königliches Oberbergamt. 
(3) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund der am 12. November 1866 prä- 
ſentirten Muthung wird der Frau E. von Vollard geb. von Zſchock zu Starpel unter dem Namen 
„Alfred“ das Bergwerkseigenthum in dem Felde, deſſen Begrenzung auf dem heute von uns beglaubigten 
Situationsriſſe mit den Buchſtaben: A B CD E F A bezeichnet iſt, und welches — einen Flächen⸗ 
inbalt von 499,994,7 Q. Ltr., geſchrieben: Vierhundertneunundneunzigtauſendneunhundertvierundneunzig 
ſiebenzehntel Quadratlachtern umfaſſend — in den Gemeinden Starpel, Vorwerk Grunewald, Schönow 
und Selchow in den Kreiſen Schwiebus⸗Zullichau und Sternberg des Regierungsbezirks Frankfurt a. O. 
und im Oberbergamtsbezirke Halle gelegen iſt, zur Gewinnung der in dem Felde vorkommenden Braun- 
kohlen hierdurch verliehen,“ urkundlich ausgefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der 
Situatlonsriß bei dem Königlichen Revierbeamten zu Guben zur Einſicht offen liegt, unter Verweiſung auf 
die Paragraphen 35 und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen 
Kenntniß gebracht. Halle, den 20. Mai 1867. Königliches Oberbergamt. 

r (A) Bekanntmachung. Nachſtehende Verleihungsurkunde: „Auf Grund des am 23. Februar 1866 
präſentirten Antrages auf Erweiterung der einzelnen Felder Concordia, Julius und Muth — des laut 
Urkunde vom 30. Juli 1864 conſolidirten Bergwerks „Vaterland! bei Frankfurt a. O. — in den Ge⸗ 
meinden Frankfurt und Clleſtow, im Kreiſe Lebus, im Regierungsbezirke Frankfurt a. O., im Oberberg⸗ 
amtsbezirke Halle, wird gemäß F. 215 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 der Gewerkſchaft 
dieſes Bergwerks das Bergwerkseigenthum innerhalb der auf dem von uns heute beglaubigten Situations⸗ 
riſſe angegebenen Grenzen: 1) M NO PG H M einen Flächeninhalt von 264, 800, geſchrieben: 
Aueenhindektegervadfg ezine Quadratlachter umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes 
Concordia. 2) AD E F G H J K LA einen Flächeninhalt von 237,193, geſchrieben: Zwei. 
hundertſiebenunddreißigtauſendeinhundertdreiundneunzig Quadratlachtern umfaſſend, zur Erweiterung des 
Feldes Julius, 3) A D B N O MA, einen Flächeninhalt von 192,510 geſchrieben: Einhundertzweiund⸗ 
neunzigtauſendfünfhundertundzehn Quadratlachtern umfaſſend, zur Erweiterung des Feldes Muth, zuſammen 
einen Flächeninhalt von 694,503, geſchrieben: Sechshundertvlerundneunzigtauſendfünfhundertdret Quadrat⸗ 
lachtern umfaſſend, zur Gewinnung der in dieſen Feldern vorkommenden Braunkohlen verliehen und 
dadurch der Flächeninhalt 1) des Einzelfeldes Concordia von 235,200 Quadratlachtern auf 500,000 Quadrat⸗ 
lachtern, 2) des Einzelfeldes Julius von 238,336 Quadratlachtern auf 475,529 Quadratlachtern, 3) des Ein⸗ 
zelfeldes Muth von 178,948 Quadratlachtern auf 371,458 Quadratlachtern und des conſolidirten Bergwerks 
„Vaterland“ einſchließlich der nicht erwelterten Einzelfelder Gruppe mit 238,336 Quadratlachtern, Gold⸗ 
fuchs mit 238,336 Quadratlachtern, Wilhelm mit 236,964 Quadratlachtern, Arminius mit 237,748 
Quadratlachtern, Carls Hoffnung mit 238,336 Quadratlachtern, Leopold mit 238,336 Quadratlachtern, 
und Fritz mit 79,968 Quadratlachtern — von 2,160,508 Quadratlachtern auf 2,855,011, geſchrieben: 
Zwelmillionenachthundertfünfundſunfzigtauſendundeilf Quadratlachtern hierdurch erweitert,“ urkundlich aus⸗ 
gefertigt am heutigen Tage, wird mit dem Bemerken, daß der Situationsriß im Büreau des König⸗ 
lichen Revſerbeamten zu Fürſtenwalde zur Einſicht offen Liegt, unter Verweiſung auf die Paragraphen 35 
und 36 des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht. 

N Halle a. S., den 6. Juni 1867. Königliches Oberbergamt. 
(8) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Bei Sendungen nach Moskau bedarf es fortan 

der Vermittelungs⸗Adreſſe der Großen Ru ſſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft in St. Petersburg nicht mehr, 

vielmehr ſind Güter nach Moskau dahin direct an die Empfänger durch Vermittelung der Herren Scheu⸗ 
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mann und Splegel zu adreſſiren. Die im §. 12 der reglementariſchen Beſtimmungen und Tarife für den 
direkten Oftdeutſch⸗Ruſſiſchen, Hamburg⸗Ruſſiſchen und Ruſſiſch⸗Deutſch⸗Niederländiſchen Güterverkehr 
enthaltene Zuſatzbeſtimmung Nr. 4. alin. 2 zum §. 6 des Vereins⸗Güter⸗ Reglements ift demnach als aufs 
gehoben zu betrachten. 
Berlin, den 13. Juni 1867. Königliche Direction der Niederſchleſiſch⸗Märklſchen Eiſenbahn. 
(6) Königliche Niederſchleſiſch⸗Märkiſche Eiſenbahn. Vom 15. d. M. ab wird auf den unſerer Ver⸗ 
waltung untergebenen Bahnen für Transporte von künſtlichen Düngungsmitteln (Guano, Knochenmehl, 
Kaliſalz ꝛc.), wenn dieſelben in ganzen Wagenladungen von mindeſtens 100 Ctr. und laut Vermerk im 
Frachtbriefe zur Beförderung in offenen Wagen aufgegeben werden, ein ermäßigter Spezialtarif eingeführt, 
welcher auf dem Einheitsſatze von 1½ Pf. pro Centner und Meile neben einer Expeditions⸗Gebühr von 
1 Thlr. für je 100 Ctr. beruht. Das Auf⸗ und Abladen iſt Sache der Verſender reſp. Empfänger. 
Die Frachtſätze find hiernach dieſelben wie bei den Kartoffel⸗Transporten, für welche die Tariftabellen bei 
Runſeren Güter⸗Expedittonen zum Preiſe von 1 Sgr. käuflich zu beziehen finb. 
Berlin, den 8. Juni 1867. Königliche Direction der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahn. 
(7) Aufforderung an die Verſender, von der undeclarirten Verpackung von 
Geld in Briefe ꝛc. Abſtand zu nehmen. 
Zur Gebermittelung von Geld durch die Poſt, unter Garantie, bietet ſich 
die Verſendung des declarirten Werthbetrages in Briefen und Packeten, oder 
die Anwendung des Verfahrens der Poſt⸗Anweiſung 


1 


dar. 
Bei der Verſendung von Geld in Briefen oder Packeten, unter Angabe des Werthbetrages, 
wird, außer dem tarifmäßigen Brief⸗ oder Packetporto für den declarirten Werth eine Aſſecuranz⸗Gebühr 


ben. Dieſelbe beträgt bei Sendungen, welche den Preußiſchen Poſtbezirk nicht überſchreiten 
1 f 5 12 8 5 m 50 515 Habe 20 bis 100 Thlr. 


für Entfernungen bis 10 Meilen 5 Sgr. 1 Sgr. 
für Entfernungen über 10 bis 50 Meilen 1 5 2 
für größere Entfernungen 2 N 4 „ 

Zum Zwecke der Uebermittslung der zahlreichen kleinen Zahlungen iſt das Verfahren der Poſt⸗Anwei⸗ 
fung innerhalb des Preußiſchen Poſtbezirls wegen der größeren Einfachheit vorzugsweiſe zu empfehlen. 

Die Gebühr für die Vermittelung der Zahlung mittelſt Poſt⸗Anweiſung beträgt 

bis 25 Thlr. überhaupt 2 Sgr. 
über 25 Thlr. bis 50 Thlr. überhaupt 4 „ 

Beim Gebrauche einer Poſt⸗Anweiſung wird das zeitraubende und mühſaue Verpacken des Geldes, 
die Anwendung eines Couverts und die fünfmalige Verſiegelung völlig erſpart. Auch bietet das Verfahren 
der Poſt⸗Anweiſung den Vortheil, daß zwiſchen dem Abſender und Empfänger Differenzen über den Befund 
an Geld niemals erwachſen können. 

Um ſo mehr darf die Poſtbehörde an die Verſender die erneute Aufforderung richten, ſich einer 
undeclarirten Verpackung von Geld in Briefe oder Packete zu enthalten, vielmehr von der Verſen⸗ 
dung unter Werths⸗Angabe oder von dem Verfahren der Poſt⸗Anweiſung Gebrauch zu machen. 

Frankfurt a. O., den 18. Juni 1867. Der Ober⸗Poſt⸗Direktor Fritze. 


Redigirt im Büreau der Königl. Regierung. 
Druck der Hofbuchdruckerei von Trowitzſch und Sohn in Frankfurt a. O. 


